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II. Textliche Festsetzungen und Hinweise  

 

A. Festsetzungen  

 

1. Art der baulichen Nutzung 

 

(1) Es wird ein Urbanes Gebiet gemäß § 6 a BauNVO festgesetzt. 

 

(2) Zulässig sind folgende Nutzungen gemäß § 6 a Abs. 2 BauNVO: 

 

Für das Gebäude 2.1a: nur eine Nutzung als Anlage für Verwaltungen. 

 

Im übrigen Plangebiet: 

1. Wohngebäude, 

2. Geschäfts- und Bürogebäude, 

3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

4. sonstige Gewerbebetriebe, 

5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke. 

 

(3) Nicht zulässig sind die Nutzungen gemäß § 6 a Abs. 3 BauNVO: 

1. Vergnügungsstätten, soweit sie nicht wegen ihrer Zweckbestimmung oder ihres Umfangs nur in 

Kerngebieten allgemein zulässig sind, 

2. Tankstellen. 

 

2. Maß der baulichen Nutzung 

 

2.1 Grundfläche 

(1) Die zulässige Grundfläche wird jeweils durch zeichnerische Festsetzung festgesetzt.  

 

(2) Die durch die zeichnerischen Festsetzungen festgesetzte zulässige Grundfläche darf durch Anlagen 

gemäß § 19 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 bis 3 BauNVO bis zu folgendem Wert überschritten werden: 

 

- Baugrundstück mit Gebäude 1.1: 4 %, höchstens jedoch bis zu einer GRZ von 0,82; 

- Baugrundstück mit Gebäude 1.2: 43 %, höchstens jedoch bis zu einer GRZ von 0,77; 

- Baugrundstück mit Gebäude 2.1a und Gebäude 2.1b: 85 %, höchstens jedoch bis zu einer GRZ von 0,82. 

 

2.2 Höhe der baulichen Anlagen 

Die Wandhöhe wird senkrecht zur Wand gemessen. Sie bemisst sich vom nächstgelegenen festgesetzten 

unteren Bezugspunkt der Wandhöhe bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut oder bis zum 

oberen Abschluss der Wand. 
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3. Überbaubare Grundstücksfläche 

 

(1) Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baulinien und Baugrenzen festgesetzt. 

 

(2) Für die Gebäude 1.1 und 1.2 dürfen die Baugrenzen zur Errichtung von unmittelbar an das Gebäude 
anschließenden Terrassen bis zu einer Tiefe von maximal 2,00 m überschritten werden.  
 
(3) Für das Gebäude 1.2 darf die südliche Baugrenze durch Balkone bis zu einer Tiefe von maximal 2,00 
m überschritten werden. 
 
(4) Für das Gebäude 2.1a darf außerhalb der Baulinie bzw. Baugrenzen ein Freisitz im Bereich des 
Baugrundstücks bis zu einer Fläche von maximal 20 m² m errichtet werden. 
 
(5) Für das Gebäude 2.1b dürfen die Baulinien bei Verwendung von wasserdurchlässigen, sickerfähigen 
Materialien zur Errichtung von unmittelbar an das Gebäude anschließenden Terrassen bis zu einer Tiefe 
von maximal 4,50 m überschritten werden.  
 
 
4. Bauweise  

 

(1) Zulässig ist die abweichende Bauweise mit mindestens einer grenzständigen Bebauung. 

 

(2) Für das Gebäude 1.1 ist dabei auch die geschlossene Bauweise zulässig. 

 
 
5. Erschließung und Stellplätze  

 

5.1 Stellplätze 

(1) Stellplätze sind, soweit Flächen für Tiefgaragen oder Stellplätze zeichnerisch festgesetzt sind, nur 

innerhalb dieser Flächen zulässig. 

 

(2) Innerhalb der festgesetzten Fläche für Stellplätze sind nur offene, nicht eingehauste Stellplätze 

zugelassen. 

 

(3) Auf den Baugrundstücken der Gebäude 1.1 und 1.2 sind zudem Carports und Garagen zugelassen. 

Die Stellplätze können in die Gebäude integriert oder auf der Fläche außerhalb der festgesetzten 

Bauräume errichtet werden. 

 

(4) Der erforderliche Stauraum zwischen Tiefgaragenzufahrt und öffentlicher Verkehrsfläche ist in das 

Gebäude 2.1a zu integrieren. 

 

(5) Die Oberkante der Tiefgaragendecke darf an dem mit Planzeichen  festgesetzten Punkt des 

Bauraums für die Tiefgarage mit Unterkellerung 442,11 m üNN und am mit Planzeichen  festgesetzten 

Punkt des Bauraums für die Tiefgarage mit Unterkellerung 441,975 m üNN nicht übersteigen.  
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Das Gefälle der Tiefgaragendecke zwischen den beiden festgesetzten Punkten muss mindestens 0,005 m 

betragen. 

 

5.2 Sichtdreiecke an Einmündungen 

Hinsichtlich der im Bebauungsplan gekennzeichneten Sichtdreckeckbereiche im Sinn von § 9 Abs. 1 Nr. 

10 BauGB ist Art. 26 BayStrWG unter folgenden Maßgaben zu beachten:  

 

- Hochbauten dürfen nicht errichtet werden.  

 

- Wälle, Sichtschutzzäune, Anpflanzungen aller Art und Zäune sowie Stapel, Haufen oder sonstige mit 

dem Grundstück nicht fest verbundene Gegenstände dürfen nicht platziert werden, wenn sie sich mehr 

als 0,8 m über die Fahrbahnebene erheben.  

 

- Ebenso wenig dürfen dort genehmigungs- und anzeigefreie Bauten oder Stellplätze errichtet oder 

Gegenstände gelagert werden, die diese Höhe überschreiten.  

 

- Dies gilt auch für die Dauer der Errichtung von Bauvorhaben. 

 

 

6. Maßnahmen zum Schutz des Bodens 

 

(1) Offene, nicht eingehauste Stellplätze, Carports sowie Zufahrten, ausgenommen Zufahrten zu 

Tiefgaragen, sind abweichend von § 5 Abs. 1 S. 1 der Stellplatz- und Garagensatzung der Stadt Freising 

vom 05.12.2003 mit wasserdurchlässigen, sickerfähigen Materialien herzustellen. 

 

(2) Die durch zeichnerische Festsetzung festgesetzten privaten Straßenverkehrsflächen sind mit 

wasserdurchlässigen, sickerfähigen Materialien herzustellen. 

 

 

7. Bauliche Gestaltung  

 

7.1 Bodenrelief, Höhenniveau  

(1) Der natürliche Geländeverlauf und das Profil der Böschung zur Schleifermoosach sind beizubehalten.  

 

(2) Abgrabungen sind unzulässig. Dies schließt insbesondere Abgrabungen zur Belichtung von 

Kellerräumen ein.  

 

7.2 Dachgestaltung  

 

7.2.1 Gestaltung  

(1) Zulässig sind grundsätzlich Flachdächer und Satteldächer mit einer Dachneigung von 35 bis maximal 

45 Grad mit durchgehendem First und durchgehender Traufe. 
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(2) Bei folgenden Gebäuden und Gebäudeabschnitten sind ausschließlich Satteldächer zulässig: 

Gebäudeabschnitt mit festgesetzten 3 Vollgeschossen als Höchstmaß der Gebäude 1.1 und 1.2; sowie 

Gebäude 2.1a und 2.1b. 

 

(3) Auf folgenden Gebäudeabschnitten sind ausschließlich Flachdächer zulässig: 

Gebäudeabschnitt mit einem festgesetzten Vollgeschoss als Höchstmaß der Gebäude 1.1 und 1.2. 

 

(4) Die Errichtung von Dachterrassen ist unzulässig. Davon ausgenommen ist der Gebäudeabschnitt mit 

einem festgesetzten Vollgeschoss als Höchstmaß des Gebäudes 1.2.  

 

(5) Dachüberstände sind bis zu einer Länge von 0,2 m zugelassen. 

 

(6) Die Dachdeckung ist mit naturroter Ziegeldeckung auszuführen. 

  

(7) Bündig in die Dachhaut integrierte Dachfenster sowie Dachgauben sind als deutlich untergeordnete 

Bauteile zulässig. 

 

(8) Ausgenommen von den vorstehenden Vorgaben zur Dachgestaltung sind Dächer von Nebenanlagen, 

Carports und Garagen.  

 

7.2.2 Gestaltung von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie auf Dachflächen  

(1) Auf allen Dachflächen sind Photovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren grundsätzlich zulässig. 

 

(2) Auf mindestens 50 % der Dachfläche von festgesetzten Satteldächern sind Photovoltaikanlagen zu 

errichten.  

 

(3) Photovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren sind bündig in die Dachhaut zu integrieren und als 

zusammenhängende, rechteckige Fläche auszuführen. 

 

7.3 Sockelhöhe  

(1) Alle Gebäudesockel sind bis 30 cm über dem endgültigen Geländeverlauf wasserdicht und 

auftriebssicher auszubilden. Dies gilt auch für Zufahrten zu Tiefgaragen und die sonstigen Ein- und 

Ausgänge.  

 

(2) Sofern diese Höhen nicht eingehalten werden, ist auf andere Weise sicherzustellen, dass kein 

Oberflächenwasser in das jeweilige Gebäude im Bereich bis 30 cm über dem endgültigen Geländeverlauf 

eindringen kann.  

 

(3) Die Fußbodenoberkante des Erdgeschosses kann bis zu 1,00 m über dem jeweils festgesetzten 

unteren Bezugspunkt der Wandhöhe angehoben werden. 
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7.4 Nebenanlagen  

(1) Je Baugrundstück ist ein untergeordnetes Nebengebäude bis zu einer Größe von 30 m³ umbauten 

Raum zulässig.  

 

(2) Die untergeordneten Nebengebäude müssen zu öffentlichen Verkehrsflächen einen Abstand von 

mindestens 5 m einhalten. 

 

(3) Standorte für Müllbehälter sind in die Gebäude, Tiefgarage/Unterkellerung oder zulässige 

Nebengebäude zu integrieren. 

 

7.5 Fassadengestaltung 

(1) Die Fassaden der Hauptgebäude sind gestalterisch als Lochfassaden auszubilden. 

 

(2) Vorbauten, Eingangsüberdachungen, Erker und sonstige vor die Außenwand der jeweiligen Gebäude 

ragende Bauteile sind mit Ausnahme von Treppenpodesten nicht zulässig. Davon ausgenommen sind die 

in der Festsetzung unter Ziffer 3. in Bezug genommenen Balkone an der Südseite des dreigeschossigen 

Abschnitts des Gebäudes 1.2. 

 

(3) Die Fassaden der Hauptgebäude sind als Putzfassaden herzustellen. 

 

(4) Sattelitenempfangsanlagen und Antennen sind an Fassaden nicht zulässig. 

 

7.6 Terrassengestaltung  

Zulässig sind Terrassen und Freisitze ohne Seitenwände und ohne Überdachung. 
 

7.7 Einfriedungen  

 

7.7.1 Einfriedungen öffentlicher Grünflächen  

Öffentliche Grünflächen dürfen nicht eingefriedet werden.  

  

7.7.2 Einfriedungen privater Freiflächen 

(1) Einfriedungen sind nur als Formhecken mit integriertem Zaun mit einer maximalen Höhe von 

insgesamt 1,50 m zulässig. 

 

(2) Einfriedungen im Bereich zwischen den Gebäuden 1.1 und 1.2 entlang der öffentlichen 

Straßenverkehrsfläche sind nicht zulässig. Weiter sind Einfriedungen nicht zulässig, soweit sie per 

Planzeichen  ausgeschlossen sind. 

 

(3) Alle Einfriedungen sind ohne Sockel herzustellen.  

 

(4) Einfriedungen müssen mindestens einen Abstand von 10 cm von der Geländeoberkante zur 

Unterkante der Einfriedung haben. 
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8. Grünordnung 

 

8.1 Grünordnung allgemein 

 

8.1.1 Baumpflege und Nachpflanzung 

(1) Die durch Planzeichen festgesetzten zu pflanzenden Bäume sind zu pflegen und zu erhalten. 

 

(2) Bei Ausfall von festgesetzten zu pflanzenden Bäumen und zu erhaltenden Bäumen ist den 

grünordnerischen Festsetzungen entsprechend nachzupflanzen. 

 

8.1.2 Abweichungen 

Eine geringfügig veränderte räumliche Anordnung der mit Planzeichen festgesetzten, zu pflanzenden 

Bäume ist aus gestalterischen oder funktionalen Gründen zulässig. Die Anzahl der festgesetzten Bäume 

ist bindend.  

 

8.1.3 Mindestpflanzgrößen 

(1) Die Mindestpflanzgrößen für zu pflanzende Bäume betragen:  

- für große Bäume (Endwuchshöhe > 20 m) 20-25 cm Stammumfang  

- für mittelgroße Bäume (Endwuchshöhe 10 - 20 m) 18-20 cm Stammumfang 

- für Obstbäume 16-18 cm Stammumfang. 

 

(2) Obstbäume sind als Halb- oder Hochstämme zu pflanzen. 

 

8.1.4 Errichtung von Pflanzgruben 

(1) Für die festgesetzten Bäume sind Pflanzgruben mit einer Mindestfläche pro Großbaum von 24 m² und 

pro mittelgroßen Baum von 16 m² und jeweils einer Mindesttiefe der Pflanzgrube von 1,5 m herzustellen.  

 

(2) Es ist jeweils eine unbefestigte Baumscheibe von mindestens 8 m² vorzusehen. 

 

(3) Aus funktionalen und gestalterischen Gründen sind überdeckte Baumscheiben zulässig. 

 

8.1.5 Ausnahmen 

Notwendige Zugänge und Zufahrten (z.B. Feuerwehrzufahrten) sowie sonstige zulässige bauliche Anlagen 

sind von den Begrünungsfestsetzungen ausgenommen. 

 

8.2 Grünordnung auf öffentlichen Grünflächen  

(1) Die öffentlichen Grünflächen sind als Rasenflächen oder extensive Flächen mit standortheimischen 

Wiesenmischungen zu begrünen.  

 

(2) Befestigte Flächen sind nur im funktionell notwendigen Umfang zulässig und, soweit möglich, 

wasserdurchlässig herzustellen.  

 

(3) Geländemodellierungen sind nicht zulässig. 
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8.3 Grünordnung auf privaten Baugrundstücken 

 

8.3.1 Zeitraum für zu pflanzende Bäume 

Festgesetzte zu pflanzende Bäume sind spätestens in der Pflanzperiode (15. Oktober bis 30. April) 

fachgerecht zu pflanzen, die nach Bezugsfertigkeit des jeweiligen Bauvorhabens folgt. 

 

8.3.2 Bepflanzung nicht überbauter Grundstücksflächen 

Die nichtbebauten Flächen der Baugrundstücke sind gemäß Pflanzliste mit Bäumen und Sträuchern zu 

bepflanzen und zu erhalten. Obstbäume in robusten lokalen Sorten sind zulässig. 

 

8.3.3 Begrünte Flächen  

(1) Begrünte Flächen über den Tiefgaragen sind vollflächig und mindestens 0,6 m hoch mit 

fachgerechtem Bodenaufbau zu überdecken. 

 

(2) Bei Pflanzung von großen Bäumen auf Tiefgaragen ist pro Baum auf einer Fläche von mindestens 10 

m² ein fachgerechter Bodenaufbau von mindestens 1,20 m vorzusehen. 

 

8.4 Pflanzliste 

Für die festgesetzten zu pflanzenden Bäume sowie für den Ersatz ausgefallener Bestandsbäume werden 

folgende Arten festgesetzt: 

 

- Große Bäume: 

Ginkgo biloba (Gingko), Gleditsia triacanthos (Gleditschie), Liriodendron tulipifera (Tulpenbaum), Robinia 

pseudoacacia (Robinie), Sophora japonica (Schnurbaum), Tilia cordata (Linde), Quercus robur (Eiche)  

 

- Mittelgroße Bäume:  

Alnus x spaethii (Erle), Corylus colurna (Baumhasel), Ostrya carpinifolia (Hopfenbuche), Prunus padus 

‚Schloss Tiefurt‘ (Traubenkirsche) 

 

- Kleine Bäume: 

Laubbäume und Obstgehölze 

 

- Sträucher: 

Überwiegend heimische Laubgehölze, bevorzugt mit Funktion als Bienenweide und als Vogelnährgehölz 

 

- Hecken als Schnitthecken, max. 1,50 m Höhe: 

Acer campestre (Feldahorn), Carpinus betulus (Hainbuche), Cornus mas (Kornelkirsche) 

 

9. Immissionsschutz - Schallschutz 
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9.1 Baulicher Schallschutz 

(1) Im gesamten Baugebiet sind bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden bei 

Außenbauteilen an allen Fassaden und Dachflächen, hinter denen sich schutzbedürftige Räume nach DIN 

4109-1:2018-01 befinden, technische Vorkehrungen zum Schutz vor Außenlärm vorzusehen, die 

gewährleisten, dass die nachfolgend angegebenen Anforderungen eingehalten werden. 

 

(2) Zur Festlegung der erforderlichen Luftschalldämmung von Außenbauteilen sind bei 

Aufenthaltsräumen mindestens die folgenden resultierenden Gesamt-Schalldämm-Maße R’w,ges nach DIN  

4109-1:2018-01 zugrunde zu legen: 

 

       Spalte 1   Spalte 2 

       Schutzbedürftige  Räume, die überwiegend 

 Aufenthaltsräume  zum Schlafen genutzt 

werden 

- Am Gebäude 1.1 R’w,ges ≥ 38 dB  R’w,ges ≥ 41 dB 

 

- Am Gebäude 1.2 

o Straßenzugewandte Nordwestfassade R’w,ges ≥ 39 dB   R’w,ges ≥ 43 dB 

o Übrige Fassaden  R’w,ges ≥ 37 dB  R’w,ges ≥ 38 dB 

 

- Am Gebäude 2.1a 

o Bahnzugewandte Nordwestfassaden R’w,ges ≥ 45 dB  R’w,ges ≥ 52 dB 

o Nordost- und Südwestfassaden R’w,ges ≥ 43 dB  R’w,ges ≥ 50 dB 

o Südostfassaden    R’w,ges ≥ 38 dB   R’w,ges ≥ 39 dB 

 

- Am Gebäude 2.1b 

o Nodwestfassade R’w,ges ≥ 43 dB   R’w,ges ≥ 49 dB 

o Südwestfassade R’w,ges ≥ 41 dB   R’w,ges ≥ 47 dB 

o Nordost- und Südostfassaden  R’w,ges ≥ 38 dB   R’w,ges ≥ 42 dB 

 

(3) Bei Büroräumen und ähnlichen Nutzungen kann das Schalldämm-Maß R’w,ges aus Spalte 1 um 5 dB 

niedriger sein, muss jedoch mindestens R’w,ges = 30 dB einhalten. 

 

(4) Am Gebäude 2.1a sind Fenster der Aufenthaltsräume von Wohnungen (Hausmeister u.ä.) nur an den 

Südostfassaden zulässig. 

 

(5) Am Gebäude 2.1b sind Fenster von Schlaf- und Kinderzimmern nur an der Nordost- und 

Südostfassade zulässig.  

 

(6) Von den festgesetzten Schalldämm-Maßen in Punkt a) kann abgewichen werden, wenn im Rahmen 

des Bauantrags verminderte Anforderungen durch eine schalltechnische Untersuchung nachgewiesen 

werden. 
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9.2 Lüftung 

(1) Für Schlafräume und Kinderzimmer sind schalldämmende Belüftungseinrichtungen vorzusehen, die 

gewährleisten, dass das oben angegebene erforderliche Gesamt-Schalldämm-Maß R'w,ges auch im Zustand 

der Nennlüftung des jeweiligen Raumes nicht unterschritten wird. 

 

(2) In Mehrpersonenbüros, welche im Gebäude 2.1a oder 2.1b über die Nordwest-, Südwest- oder 

Nordostfassade belüftet werden müssen, sind schalldämmende Belüftungseinrichtungen vorzusehen, die 

gewährleisten, dass das oben angegebene erforderliche Gesamt-Schalldämm-Maß R'w,ges auch im Zustand 

der Nennlüftung des jeweiligen Raumes nicht unterschritten wird. 

 

9.3 Sonstige Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche 

Entlang der Südwest- und Nordwestfassaden von Gebäude 1.1 und 1.2 sind zu öffnende Fenster von 

schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen von Wohnungen, Beherbergungsstätten und Bettenräumen gemäß 

DIN 4109-1:2018-01 nicht zulässig. Alternativ kann ein Vorbau (verglaster Laubengang, Prallscheiben, 

etc.) mit einer Mindesttiefe von > 0,5 m vor den zu schützenden Fenstern vorgesehen werden. Es muss 

sichergestellt werden, dass 0,5 m vor dem zu öffnenden Fenster eines schutzbedürftigen Aufenthaltsraums 

die Immissionsrichtwerte der TA Lärm:1998 für ein Urbanes Gebiet von 63 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts 

eingehalten werden. 

 

10. Immissionsschutz - Erschütterungs- und Sekundärschallimmissionen 

Neubauten oder Ersatzbauten von Gebäuden nördlich der Parkstraße mit einer Nutzung gemäß § 6a 

BauNVO als 

1. Wohngebäude, 

2. Geschäfts- und Bürogebäude, oder 

3. Anlagen für Verwaltung 

sind vor Erschütterungen des Schienenverkehrs der Bahnstrecke München–Regensburg durch technische 

oder konstruktive Maßnahmen so zu schützen, dass hinsichtlich der Erschütterungseinwirkungen des 

Bahnbetriebs hinsichtlich der unter Ziffer 1. genannten Nutzungsart die maßgeblichen Anhaltswerte für 

Wohnnutzungen der DIN 4150, Teil 2: 1999 – 06 und im Übrigen mindestens Anhaltswerte von KBFmax = 

0,3 eingehalten werden. 

 

11. Leitungen 

Ver- und Entsorgungsleitungen sowie Telekommunikationsleitungen aller Art sind unterirdisch zu verlegen.  

 

12. Maßnahmen zur Vermeidung und Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität 

(1) Baumfällarbeiten und Gehölzrodungen sind ausschließlich im Zeitraum von 1. Oktober bis 28. Februar 

eines jeden Jahres durchzuführen. 

 

(2) Im Vorfeld von Baumfällungen sind zu beseitigende Höhlenbäume mittels Videoskop auf die aktuelle 

Besiedelung durch Fledermäuse zu kontrollieren. 

 

(3) Im Falle einer Besiedelung von Bäumen sind 
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- die Fällarbeiten im Zeitraum vom 1. September bis 15. Oktober des jeweiligen Jahres durchzuführen. 

Die Fällung hat durch vorsichtiges Umlegen der Bäume und Belassen der gefällten Bäume vor Ort für 

mindestens eine Nacht zu erfolgen.  

- in Neubauten mindestens zehn Fledermausquartiere zu integrieren. 

 

(4) Im Vorfeld von Abbrucharbeiten sind die zum Abriss vorgesehenen Gebäude auf die aktuelle 

Besiedelung durch Fledermäuse zu kontrollieren.  

 

(5) Im Falle der Besiedelung sind 

- die Abbrucharbeiten außerhalb der Zeiträume vorzunehmen, in denen die vorgefundenen betroffenen 

Fledermausarten die Gebäude als Quartier benutzen; 

- In Neubauten Ersatzquartiere (Anzahl in Anpassung an die betroffenen Lebensstätten) zu integrieren; 

- In künftigen Dachstühlen (Anzahl gemäß verlorener Fledermaus-Dachstühle) ein Zwischenboden 

unterhalb des Firstes mit geeigneten Einflugmöglichkeiten für Fledermäuse vorzusehen. 

 

(6) Im Vorfeld von Abbrucharbeiten sind die zum Abriss vorgesehenen Gebäude zudem auf die aktuelle 

Besiedelung durch Mauersegler, Mehlschwalben, Rauchschwalben oder Haussperlinge zu kontrollieren. 

Im Falle einer entsprechenden Besiedelung ist der Abriss der Gebäude im Zeitraum von 01. Oktober bis 

28. Februar eines Jahres durchzuführen. Zusätzlich sind durch den jeweiligen Bauherrn oder in seinem 

Auftrag in unmittelbarer Nähe Ersatzbrutplätze geschaffen. 

 

B. Hinweise  

 

1. Plangrundlage  

Der Plandarstellung liegt die digitale Flurkarte (DFK) der Bayerischen Vermessungsverwaltung zugrunde. 

Die Maße sind an Ort und Stelle von potentiellen Bauherren zu überprüfen. Rechte können aus der 

Plandarstellung nicht abgeleitet werden.  

 

2. Höhenangaben 

Die im Bebauungsplan enthaltenen Höhenangaben erfolgen nach DHHN 12 (Deutsches Haupthöhennetz), 

HS 100 (Höhenstatus) (NN- bzw. normal-orthometrische Höhen). 

 

3. Bauökologie  

Bei der Baurealisierung ist auf den Einsatz von umweltverträglichen und nachhaltigen Baustoffen zu 

achten.  

 

4. Bodenverhältnisse/ Altlasten  

(1) Sollten bei Eingriffen in den Boden oder auf sonstige Weise Bodenverunreinigungen oder 

Grundwasserverschmutzungen (z.B. Bauschutt, Abfälle, Auffüllungen etc.) angetroffen werden oder sich 

sonstige Hinweise auf Kontaminationen (z.B. geruchliche / visuelle Auffälligkeiten) ergeben, ist das 

Landratsamt Freising – Sachgebiet 41 – umgehend zu informieren. 
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(2) Es ist dafür Sorge zu tragen, dass bei entsprechend belasteten Material eine Separierung und ggf. 

eine ordnungsgemäße Entsorgung bzw. Verwertung erfolgen muss. Auf die Pflichten aus § 4 BBodSchG 

wird an dieser Stelle hingewiesen. Der Nachweis erforderlicher Entsorgungsmaßnahmen ist dem 

Landratsamt Freising unaufgefordert vorzulegen. 

 

5. Bau- und Bodendenkmäler  

(1) Unmittelbar angrenzend an den Umgriff des Bebauungsplans befinden sich mehrere Baudenkmäler. 

Wer Anlagen in der Nähe von Baudenkmälern errichten, verändern oder beseitigen will, bedarf der 

Erlaubnis gemäß Art. 6 Abs.1 BayDSchG, wenn sich dies auf den Bestand oder das Erscheinungsbild 

eines Baudenkmals auswirken kann. 

 

(2) Das Plangebiet befindet sich zudem fast vollständig innerhalb des Bereichs eines Bodendenkmals. 

Gemäß Art. 7 Abs. 1 BayDSchG bedarf der denkmalrechtlichen Erlaubnis, wer auf einem Grundstück nach 

Bodendenkmälern graben oder zu einem anderen Zweck Erdarbeiten auf einem Grundstück vornehmen 

will, obwohl er weiß oder vermutet oder den Umständen nach annehmen muss, dass sich dort 

Bodendenkmäler befinden. 

 

(3) Bodendenkmäler, die bei der Verwirklichung von Bauvorhaben zutage kommen, unterliegen der 

Meldepflicht nach Art. 8 Abs. 1 BayDSchG und sind dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege oder 

der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

 

(4) Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind gemäß Art. 8 Abs. 2 BayDSchG bis zum Ablauf 

von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere 

Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

 

6. Schutz des Oberbodens  

(1) Oberboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen 

Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 

Vernichtung und Vergeudung zu schützen. 

 

(2) Oberbodenablagerungen müssen in Mieten mit einer Basisbreite von 3 m und einer Kronenbreite von 

1,5 m angelegt sein. Oberbodenlager sind oberflächig mit einer Deckansaat zu versehen.  

 

7. Artenschutz/ Vogelschutz 

(1) Auf vogelgefährdende großflächige, spiegelnde Flächen ist zu verzichten. 

 

(2) Es sind insektenfreundliche und streulichtarme Leuchtkörper zu verwenden. 

 

8. Schallschutz  

(1) Es wird darauf hingewiesen, dass das Baugebiet ausweislich der der Planung zugrundeliegenden 

schalltechnischen Untersuchung insbesondere durch die Verkehrsgeräusche der Bahnstrecke erhöhten 
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Verkehrsgeräuschimmissionen ausgesetzt ist. Diese überschreiten die schalltechnischen 

Orientierungswerte (ORWE_DIN18005) des Entwurfs zur DIN 18005 Bbl 1:2022-02 von tags 60 dB(A) und 

nachts 50 dB(A) für ein Urbanes Gebiet im Sinn von § 6a BauNVO. 

 

(2) Wird im Rahmen der jeweiligen Planung für ein Bauvorhaben durch ein objektbezogenes Gutachten 

nachgewiesen, dass die Anforderungen der Bayerischen Bauordnung (BayBO) an die Schalldämmung der 

Außenbauteile in der zum Zeitpunkt des Bauantrags geltenden Fassung auch mit geringeren Schalldämm-

Maßen als den unter Ziffer 8.1 festgesetzten Schalldämm-Maßen eingehalten sind, kann eine Befreiung 

von der Festsetzung Ziffer 8.1 in Aussicht gestellt werden. 

 

9. Erschütterungs- und Sekundärschallimmissionen 

Für Neubauten und Ersatzbauten mit einer Nutzung nach § 6a Abs. 2 BauNVO als 

 

1. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

2. sonstige Gewerbebetriebe, sowie 

3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 

 

ist vor dem Bau ein technisches Gutachten durch ein entsprechendes Fachbüro einzuholen, in welchem 

nutzungsspezifische Anhaltswerte für Erschütterungen und die entsprechenden 

Erschütterungsmaßnahmen festgelegt werden. 

 
10. Baumschutz 

Zu erhaltender Baumbestand ist während der Baumaßnahme nach DIN 18920, Ausgabe 2014-07 zu 

schützen. 

 

11. Auslage zugrundeliegender Regelwerke  

Die nachfolgend genannten der Planung zugrundeliegenden Normen und technische Regelwerke, die nicht 

allgemein zugänglich sind, werden bei der Stadt Freising, Amt für Stadtplanung, Umwelt und Klimaschutz, 

Amtsgerichtsgasse 1 im Dachgeschoss während der Dienstzeiten sowie nach besonderer Vereinbarung 

zur dauernden Einsichtnahme bereitgehalten: 

1. DIN 4109-1:2018-01 Schallschutz im Hochbau – Teil 1 Mindestanforderungen 

2. DIN 4150, Teil 2: 1999 – 06 Erschütterungen im Bauwesen – Teil 2: Einwirkungen auf Menschen in 

Gebäuden 

3. Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische 

Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm) vom 26.08.1998  
 

 

 

 


